
Satzung des Vereins

KULTURRAUM JAKOBI

21. Januar 2026

Präambel
Der Kulturraum Jakobi ist ein offener sozialer Raum für die Zusammenarbeit von und den Aus-

tausch zwischen kulturell, kreativ, ökologisch und gesellschaftlich interessierten Entitäten. Es ist 

das gemeinsame Ziel aller Mitglieder, diese Grundsätze einer freiheitlich-demokratischen Gesell-

schaft unabhängig von Alter, Geschlecht, Abstammung, Sprache, gesellschaftlicher Stellung, Reli-

gion, Weltanschauung, Staatsangehörigkeit, Behinderung, oder sexueller Identität zugänglich zu 

machen.

§1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen „Kulturraum Jakobi“. Er soll in das Vereinsregister eingetragen

werden und führt danach den Zusatz „e.V.“.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Braunschweig.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuer-

begünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(2) Die Zwecke des Vereines sind die Förderung von Kunst und Kultur, von Natur-, Umwelt- 

und Klimaschutz sowie die Förderung des Denkmalschutzes und der Heimatpflege. Die

Satzungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch:

1. Das Ausrichten von musikalischen, künstlerischen und kulturellen Veranstaltungen, die

für die Allgemeinheit öffentlich sind;
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2. Die technische und organisatorische Unterstützung von musikalischen, künstlerischen

und kulturellen Veranstaltungen;

3. Das Ausrichten und die Unterstützung von Veranstaltungen, die den Schutz der Umwelt

und den nachhaltigen Umgang mit natürlichen Ressourcen z.B. durch Wissensvermitt-

lung oder unmittelbares Handeln fördern;

4. Das Ausrichten und die Unterstützung von Veranstaltungen, die die ökonomische, öko-

logische und soziale Nachhaltigkeit in einer offenen Gesellschaft z.B. durch Bildungsfor-

mate, Workshops und Arbeitsgruppen fördern;

5. Die Pflege des historischen Kirchengebäudes St. Jakobi im westlichen Ringgebiet in

Braunschweig;

6. Das Ausrichten und die Unterstützung von Veranstaltungen, die die Vermittlung und dis-

kursive Behandlung der lokalen Geschichte sowie die zukünftige Gestaltung der lokalen

Umgebung zum Inhalt haben;

7. Die Kooperation mit gemeinnützigen Körperschaften oder Körperschaften des öffentli-

chen Rechts mit gleicher oder ähnlicher Zielsetzung.

(3) Der Verein ist unabhängig von politischen Parteien und wirtschaftlichen Interessenorgani-

sationen.

(4) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mit-

glieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§3 Art und Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Dem Verein gehören an:

1. Ordentliche Mitglieder

2. Fördernde Mitglieder und

3. Ehrenmitglieder

(2) Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden.

(3) Von den Mitgliedern können Beiträge erhoben werden. Höhe und Fälligkeit werden im Rah-

men einer Beitragsordnung geregelt, welche die Mitgliederversammlung beschließen kann.

(4) Die Aufnahme in den Verein ist in Textform beim Vorstand zu beantragen. Bei Minderjähri-

gen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. Der Vorstand ent-

scheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Eine Ablehnung des Antrags

muss er gegenüber dem Antragsteller nicht begründen.
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(5) Unvereinbar mit der Mitgliedschaft im Verein ist die Mitgliedschaft in Parteien oder Organi-

sationen, deren Positionen dem Grundgedanken der Völkerverständigung oder der Men-

schenwürde widersprechen. Insbesondere ist die Mitgliedschaft in rechtsextremen Parteien

und Organisationen unvereinbar mit der Mitgliedschaft im Verein.

(6) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Mitglieder oder sonstige Per-

sonen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern er-

nennen.

§4 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss.

(2) Der Austritt aus dem Verein kann nur unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten durch

schriftliche Mitteilung an den Vorstand erklärt werden.

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands oder  der  Mitgliederversammlung aus

dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es

1. schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise

schädigt,

2. Haltungen innerhalb oder außerhalb des Vereins kund gibt, die dem Grundgedanken

der Völkerverständigung oder der Menschenwürde widersprechen, oder

3. mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Aufnahmegebühr oder seiner Mitgliedsbei-

träge im Rückstand ist und trotz Mahnung in Textform unter Androhung des Ausschlus-

ses die Rückstände nicht eingezahlt hat.

(4) Vor Beschlussfassung des Vorstands muss dem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme

gewährt werden. Der Beschluss des Vorstands ist dem Mitglied begründet mitzuteilen. Ge-

gen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, die

binnen eines Monats an den Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung entschei-

det im Rahmen des Vereins endgültig.

§5 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an gemeinsa-

men Veranstaltungen teilzunehmen. In der Mitgliederversammlung ist stimm- und wahlbe-

rechtigt, wer zum Zeitpunkt der Mitgliederversammlung ordentliches Mitglied ist. Während

eines Ausschlussverfahrens nach §4 Abs. 3 Nr. 1 ruhen alle mitgliedschaftlichen Rechte bis

zu dessen rechtskräftigem Abschluss.

(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, soweit es sich aus der

Art der Mitgliedschaft ergibt und in seinen Kräften steht, das Vereinsleben durch seine Mit-

arbeit zu unterstützen.
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§6 Organe des Vereins

(1) Organe des Vereins sind:

1. der Vorstand

2. die Mitgliederversammlung

§7 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht mindestens aus der/dem Ersten Vorsitzenden und dem Finanzvor-

stand.

(2) Den Mitgliedern des Vorstands obliegt die Vertretung des Vereins nach §26 BGB. Sie ver-

treten den Verein jeweils allein.

(3) Die Mitgliederversammlung kann beschließen, dass dem Vorstand weitere ordentliche Vor-

standsmitglieder angehören sollen.

(4) Der Vorstand führt die Vereinsgeschäfte ehrenamtlich.

(5) Der Vorstand kann zur Regelung der internen Abläufe eine Vereinsordnung beschließen,

sich eine Geschäftsordnung geben und Aufgaben unter den Mitgliedern verteilen sowie

Ausschüsse und Ressorts für deren Bearbeitung oder Vorbereitung einsetzen.

§8 Aufgaben des Vorstands

(1) Dem Vorstand des Vereins obliegt die Führung seiner Geschäfte.

(2) Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der Auf-

stellung der Tagesordnung,

2. die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung,

3. die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts,

4. die Aufnahme neuer Mitglieder.

§9 Bestellung des Vorstands

(1) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung auf unbestimmte Zeit

bestellt; erneute Bestellung ist zulässig.

(2) Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins sein. Mit der Mitgliedschaft im

Verein endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand.
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(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Mitglieder

des Vorstands berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des Nachfolgers durch die

Mitgliederversammlung in den Vorstand zu kooptieren.

§10 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands

(1) Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen.

(2) Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren.

(3) Vorstandsbeschlüsse können auch im Umlaufverfahren herbeigeführt werden.

§11 Aufgaben der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben gehören ins-

besondere:

1. Änderungen der Satzung,

2. die Ernennung von Ehrenmitgliedern sowie der Ausschluss von Mitgliedern aus dem

Verein,

3. die Bestellung und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands,

4. die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands,

5. die Auflösung des Vereins,

6. die Entscheidung über Anträge des Vorstands und der Mitglieder.

§12 Einberufung der Mitgliederversammlung

(1) Mindestens einmal im Kalenderjahr ist vom Vorstand eine ordentliche Mitgliederversamm-

lung einzuberufen. Die Einberufung erfolgt in Textform unter Einhaltung einer Frist von 10

Tagen und unter Angabe der Tagesordnung. Der Tag der Einberufung ist nicht mitzurech-

nen. Für den Nachweis der frist- und ordnungsgemäßen Einladung reicht die Absendung

der Einladung an die dem Verein zuletzt bekannte Adresse (Anschrift, E-Mail oder andere

telekommunikative Einrichtungen) aus.

(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens drei

Tage vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand in Textform eine Ergänzung der Tages-

ordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Über Anträge zur Tages-

ordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der Mitglieder-

versammlung gestellt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der

Stimmen der anwesenden ordentlichen Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die eine Ände-

rung der Satzung oder die Auflösung des Vereins zum Gegenstand haben.
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(3) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es das

Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies in

Textform unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt oder wenn der Vorstand dies

selbst beschließt. Soweit die Umstände dies zulassen, ist eine Ladungsfrist von zehn Ta-

gen einzuhalten und die Tagesordnung mit der Einladung bekannt zu geben.

§13 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung wird von einem Mitglied des Vorstands und bei deren Verhinde-

rung  von  einem/einer  durch  die  Mitgliederversammlung  zu  wählenden  Versammlungs-

leiter:in geleitet.

(2) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder be-

schlussfähig. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden.

(3) Bei Abstimmungen entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse über

eine Änderung der Satzung bedürfen der Mehrheit von zwei Dritteln, der Beschluss über

die Änderung des Zwecks oder die Auflösung des Vereins der Zustimmung von vier Fünf-

teln der anwesenden Mitglieder.

(4) Die Art  der Abstimmung bestimmt der/die Versammlungsleiter:in.  Die Abstimmung muss

geheim durchgeführt werden, wenn ein erschienenes stimmberechtigtes Mitglied dies be-

antragt.

(5) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein Protokoll

zu fertigen, das von dem/der Protokollführer:in und Versammlungsleiter:in zu unterschrei-

ben ist.

§14 Vergütungen

(1) Die Ämter im Verein werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.

(2) Die Mitglieder des Vereins können für ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhalten.

Zuständig für den Abschluss, die Änderung und die Beendigung des Vertrages ist der Vor-

stand.

(3) Die Mitglieder des Vorstands können für ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung erhal-

ten. Zuständig für den Abschluss, die Änderung und die Beendigung des Vertrages ist die

Mitgliederversammlung.

§15 Kassen- und Rechnungsprüfung

(1) Die Mitgliederversammlung wählt mindestens zwei Kassen- und Rechnungsprüfer:innen.

Die Wahl erfolgt für die Dauer von einem Jahr; die Amtszeit endet mit der nächsten ordent-

lichen Mitgliederversammlung.
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(2) Das Amt der Kassen- und Rechnungsprüfung kann von jeder natürlichen Person bekleidet

werden. Sie darf nicht dem Vorstand angehören.

(3) Den Kassen- und Rechnungsprüfer:innen sind alle zur Prüfung erforderlichen Dokumente,

Unterlagen und Bargeldbestände vorzulegen. Ihnen ist jederzeit Einblick in die Buchfüh-

rung sowie in die Vereinskonten zu gewähren.

(4) Die Kassenprüfung umfasst  insbesondere die Kontrolle  der  Bargeldbestände sowie der

Kontenstände.

(5) Die Rechnungsprüfung umfasst  mindestens eine stichprobenartige Kontrolle der Belege

und Rechnungen sowie deren Abgleich mit der Buchführung.

(6) Die Kassen- und Rechnungsprüfer:innen können den Umfang und weitere Schwerpunkte

der Prüfung im Rahmen ihrer Aufgaben nach eigenem Ermessen festlegen.

(7) Zur Durchführung der Prüfung müssen mindestens zwei Kassen- und Rechnungsprüfer:in-

nen anwesend sein.

(8) Über das Ergebnis der Prüfung ist ein schriftlicher Prüfbericht zu erstellen. Der Prüfbericht

hat die durchgeführten Prüfungsschwerpunkte darzustellen, etwaige Beanstandungen zu

benennen und eine Empfehlung zur Entlastung des Vorstands auszusprechen.

(9) Ist ein:e gewählter Kassen- und Rechnungsprüfer:in an der Durchführung der Prüfung ver-

hindert, ist der Vorstand damit beauftragt, eine unabhängige Ersatzperson für die Prüfung

zu finden.

§16 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen,
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke

(1) Im Falle der Auflösung des Vereins sind die Mitglieder des Vorstands einzelvertretungsbe-

rechtigte Liquidatoren, falls die Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruft.

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall  steuerbegünstigter Zwecke

fällt das Vermögen an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere

steuerbegünstigte  Körperschaft  zwecks  Verwendung  für  die  Förderung  von  Kunst  und

Kultur, von Natur-, Umwelt- und Klimaschutz oder die Förderung des Denkmalschutzes und

der Heimatpflege.

(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die Rechtsfähig-

keit entzogen wurde.
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